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SZ
Tausende demonstrieren in Dresden gegen Sozialabbau

Der Platz vor dem Landtag war zum Bersten gefüllt: Bei einer der größten Demonstrationen seit der Wiedervereinigung haben aufgebrachte Sachsen gegen Sozialkürzungen protestiert. Die Sozialministerin verteidigte indes am Rande der Demo den geplanten Haushalt 2011/12. 








Vor dem Sächsischen Landtag in Dresden treffen sich Tausende Demonstranten zu einer Kundgebung mit Transparenten gegen die geplanten Kürzungen im Sozialbereich und an Schulen. Foto: dpa

Fotogalerien

Protestdemonstration vor dem Landtag in Dresden 

Dresden. Tausende Menschen haben am Mittwochabend in Dresden ihrem Ärger über die geplanten Haushaltskürzungen Luft gemacht. Mit Trillerpfeifen, Trommeln und Transparenten zogen sie lärmend durch die Innenstadt. Ein Protestzug wurde von einer älteren Frau mit Rollator angeführt. Auf ihrem Schild stand „Es ist eine große Schande, bei uns den Rotstift anzusetzen“.

Die Demonstranten waren aus ganz Sachsen angereist und kamen aus den unterschiedlichsten Berufsgruppen: Bei der Kundgebung vor dem Sächsischen Landtag standen Lehrer neben Ärzten, Polizisten neben Studenten, Gewerkschaftler neben Chorsängern. Sie alle warfen der schwarz-gelben Koalition vor, sie betreibe Sozialabbau.

10.000 bis 12.000 Demonstranten

Zu der Aktion hatte das Bündnis „Zukunft und Zusammenhalt“ aufgerufen. Die Veranstalter sprachen von 12.000 Protestierenden. Der Sicherheitsbeauftragte des Landtags, Uwe Friedrich, zählte 10.000 Protestierende - eine der größten Demos in Dresden seit der Wiedervereinigung. Im Juni hatten aus demselben Anlass schon einmal so viele Menschen vor dem Landtag demonstriert.

Die Teilnehmer waren aus ganz Sachsen angereist. Sie schwenkten Fahnen von Verdi, IG Metall und der Partei Die Linke. „Ich fordere, dass die Kürzungen im sozialen Bereich zurückgenommen werden“, sagte Demonstrantin Bianca Stein aus Radebeul. Auf ihrem Transparent war zu lesen: „Jugendförderung ist wie Zähneputzen, lässt man es weg, wird's braun“.

„Mit Appelle an dieses hohe Haus werden wir nichts verändern“, so die Bezirksvorsitzende des Deutschen Gewerkschaftsbundes, Iris Kloppich. Die Sparpläne der Regierung könnten Sachsen 35 000 Arbeitsplätze kosten. Die Sprecherin des Landesschülerrates, Astrid Junge, sagte: „Es ist für uns nicht nachvollziehbar, warum die Landesregierung ihre Sparwut gerade an der Jugend auslässt.“

Sozialministerin verteidigt Spar-Haushalt

Sozialministerin Christine Clauß (CDU) entgegnete am Rande der Veranstaltung: „Wir haben hier verantwortungsbewusst mit unserem Doppelhaushalt Prioritäten gesetzt.“ Der jugendpolitische Sprecher der CDU, Patrick Schreiber, ergänzte, auch Wirtschaftsförderung sei Jugendpolitik. Eine CDU-Politikerin, die anonym bleiben wollte, räumte mit Blick auf die Demonstranten jedoch ein: „Man kann sie ja verstehen.“ Nach Veranstalterangaben hatte aus der Regierungskoalition niemand beantragt, vor den Demonstranten zu sprechen.

„Auch wir sind mit der Politik der Regierung nicht einverstanden“, sagte der Chef der Gewerkschaft der Polizei, Hagen Husgen. Und er fügte mit Fingerzeig auf den Landtag hinzu: „Politik bedeutet auch, Brände zu löschen, die man selbst gelegt hat.“

Die schwarz-gelbe Landesregierung plant, die Sozialausgaben im kommenden Doppelhaushalt um 13 Prozent zu kürzen. Laut Regierungsentwurf umfasst der Etat im kommenden Jahr 15,25 Milliarden Euro und 2012 etwa 15,11 Milliarden Euro. Das sind 7,5 Prozent beziehungsweise 8,5 Prozent weniger als 2010. Das Parlament berät noch bis Mitte Dezember über den Doppelhaushalt 2011/12. (dpa

12.000 Sachsen demonstrieren vor dem Landtag gegen Kürzungspolitik







Unsere Schule gibt es noch nicht so lange. Wir alle haben damals lange darum gekämpft. Bei uns soll nicht gekürzt werden. Denn an unserer Schule geht es sehr familiär zu, es gibt ein ganz anderes Verhältnis zwischen Schülern und Lehrern und mehr Mitbestimmung. Das soll so bleiben. Nadine Berndt (18), Evang. Zinzendorf-Gymn. Herrnhut. Fotos: SZ/Thomas Lehmann

Dresden. Bunt, laut und phantasievoll, mit Trillerpfeifen, Fahnen, Trommeln und Trompeten machten gestern Tausende Sachsen ihrem Unmut über die bevorstehenden Sparmaßnahmen in den kommenden beiden Jahren Luft.

Nach Angaben der Veranstalter, dem Bündnis „Zukunft und Zusammenhalt“ sowie der Polizei versammelten sich am Abend mehr als 12.000 Schüler, Lehrer, Sozial- und Jugendarbeiter, Polizisten, Gewerkschafter, Studenten und Kulturschaffende zur Abschlusskundgebung vor dem Landtag.

Bereits im Juni hatten rund 10.000 Sachsen gegen die Haushaltseinschnitte demonstriert und angekündigt, sie würden wiederkommen, wenn die Kürzungen nicht zurückgenommen werden. „Wir werden nicht aufgeben, egal, was ihr macht“, bekräftigte Michael Moschke, Sprecher der Studierendenschaft, gestern gegenüber den zur gleichen Zeit im Landtag tagenden Abgeordneten. Sie dürften nicht „gegen das Volk regieren“. Auch die Vorsitzende der Liga der Freien Wohlfahrtspflege, Beate Hennig, warnte: „Machen Sie Sachsen nicht zum Vorreiter der sozialen Kälte.“ (SZ/abi)

Sachsens Handwerk sucht noch Lehrlinge

Dresden. Auch für das neue Ausbildungsjahr konnten im sächsischen Handwerk zahlreiche Plätze nicht besetzt werden. Bis Ende Oktober seien 5380 Lehrverträge und damit knapp fünf Prozent weniger als im Jahr zuvor unterschrieben worden, teilte der Sächsische Handwerkstag gestern in Dresden mit.

Vor allem wegen zunehmend rückläufiger Schulabgängerzahlen hätten die Betriebe Schwierigkeiten, neue und geeignete Bewerber zu finden. Seit 2007 habe sich die Zahl der Jugendlichen mit Real- oder Hauptschulabschluss fast halbiert und sei von 26 000 auf rund 13500 in diesem Jahr gesunken, heißt es seitens der Kammer. In der Online-Lehrstellenbörse sind bereits mehr als 200 Angebote für das kommende Lehrjahr 2011/12 zu finden. Knapp 22 500 der mehr als 59 000 Handwerksbetriebe im Freistaat bilden aus. (dpa)


Karstadt-Insolvenzverwalter kassiert sagenhafte Summe

Von wegen, er habe verzichtet: Klaus Hubert Görg will für seinen Einsatz am Pleitewarenhaus über 43 Millionen Euro haben.

Hamburg. Karstadt-Insolvenzverwalter Klaus Hubert Görg kassiert für die Rettung der Warenhäuser von Karstadt voraussichtlich weit höhere Honorare als bislang bekannt. So stellte der 69-jährige Jurist Görg mit seiner Kanzlei über das gesamte Karstadt-Verfahren hinweg insgesamt 43,4 Millionen Euro in Rechnung. Das berichtet das Hamburger Magazin Stern in seiner heute erscheinenden Ausgabe. Bislang war von rund 32 Millionen Euro inklusive Mehrwertsteuer die Rede, die Görg für das Insolvenzverfahren erhalten soll.

Das Amtsgericht Essen hatte einen entsprechenden Antrag Anfang Oktober bewilligt, Kleingläubiger legten gegen die Honorarfestsetzung jedoch Beschwerde ein. Eine Entscheidung steht noch aus. Anfang Oktober wussten Medien der WAZ-Gruppe sogar von nur 21 Millionen Euro, mit denen sich Görg und sein Team zufrieden geben wollten (SZ berichtete am 2.Oktober).

Dem Stern liegen nun interne Dokumente aus dem Gläubigerausschuss von Karstadt vor. Sie zeigen, dass Görg über die beantragten 32 Millionen Euro hinaus schon für seine Tätigkeit als vorläufiger Insolvenzverwalter im Sommer 2009 rund sechs Millionen Euro in Rechnung stellte.

Darüber hinaus vergab er Aufträge in Höhe von 5,1 Millionen Euro an seine eigene Kanzlei. Die Summen für das vorläufige Insolvenzverfahren und die Beraterhonorare wurden nicht angefochten. Es sei für das Verfahren von Vorteil, „schnell auf Rechtsrat aus dem eigenen Hause zugreifen zu können“, erklärte Görg dem Gläubigerausschuss laut Protokoll.

Die internen Ausschusspapiere stellen zudem ein System bloß, das zur Selbstbedienung einlädt. Am 21. September 2010 schlug der Insolvenzverwalter demnach zunächst eine pauschale Honorierung der Ausschussmitglieder vor: Diese liegt mit bis zu 178500 Euro inklusive Steuer weit über den üblichen Sätzen von 35 bis 95 Euro pro Stunde, wie sie die Vergütungsordnung vorsieht.

Soll Preise nicht verderben

Im Anschluss präsentierte Görg seine eigene Schlussabrechnung über 32 Millionen Euro. Sie setzt sich aus einem Regelsatz auf Basis des Unternehmenswerts sowie verschiedenen Erhöhungsfaktoren zusammen. Das Amtsgericht Essen bewilligte den sechseinhalbseitigen Antrag ohne Änderungen noch am Tag des Eingangs. Der renommierte Rechtsprofessor und Insolvenzspezialist Hans Haarmeyer kritisiert eine derartige Praxis im Fall Görg scharf: „Der Antrag entspricht von seinen Darlegungen nicht einmal den Mindestanforderungen der Rechtsprechung und taugt daher nicht einmal für einen Regelsatz“, sagte Haarmeyer dem Stern. Und weiter: „Das System erlaubt es, nahezu jede beliebige Vergütung scheinbar schlüssig zu begründen.“

Im Gläubigerausschuss erzählte Görg, es hätten ihn Kollegen aus der Insolvenzerwalterbranche angesprochen und den Wunsch geäußert, nicht durch eine zu niedrige Vergütung bei Karstadt „die Preise zu verderben“.

Mit dem Magazin Stern wollte er nicht über die Honorare reden. Sein Sprecher verweist dabei auf das schwebende Gerichtsverfahren. (dpa

Gibt es dieses Jahr noch Adventsshopping?

Von Gunnar Saft

Das bisherige Gesetz zu Ladenöffnungszeiten ist am Oberverwaltungsgericht gescheitert. Aber schon hat der Landtag ein neues beschlossen. Was nun?

In Sachsen hält der Streit um die Öffnung der Läden an Sonntagen an. Während das Oberverwaltungsgericht Bautzen das noch bis Jahresende gültige Ladenöffnungsgesetz am Montag für verfassungswidrig erklärte, stimmte der sächsische Landtag gestern einem neuen und ab 2011 gültigen Gesetz zu. Die Staatsregierung erhofft sich durch die Neuregelung mehr Rechtssicherheit für den Handel und die Kommunen. Kritiker befürchten hingegen, dass auch das neue Gesetz genügend Raum für erfolgreiche Klagen gegen geplante verkaufsoffenen Sonntage bietet.

Gibt es dieses Jahr noch verkaufsoffene Sonntage?

Das ist von Kommune zu Kommune verschieden. Definitiv untersagt ist bis Jahresende 2010 allen Geschäften in der Landeshauptstadt Dresden, an den Adventssonntagen zu öffnen. Im Fall der Städte Radebeul, Dippoldiswalde und Marienberg, gegen die ebenfalls Klagen vorliegen, muss das Oberverwaltungsgericht noch entscheiden. In anderen Städten und Gemeinden können die geplanten verkaufsoffenen Sonntage stattfinden, solange dort nicht eine Klage eingereicht wird. Sollte aber doch geklagt werden, so deutete das Oberverwaltungsgericht an, droht ein Öffnungsverbot wie in Dresden. Insgesamt planen mindestens 62 Kommunen in Sachsen noch dieses Jahr einen oder mehrere verkaufsoffene Aventssonntage.

Wer entscheidet wann, ob es neue Klagen gibt?

Die bisherigen Klagen gegen Sonntagsöffnungen wurden von der Gewerkschaft Verdi und der Evangelischen Landeskirche Sachsen eingereicht. Die Gewerkschaft gab jetzt bekannt, über weitere Klagen zu entscheiden, wenn das Oberverwaltungsericht Bautzen seine schriftliche Begründung zu dem Öffnungsverbot in Dresden veröffentlicht hat. Das soll in zwei Wochen geschehen und damit noch vor dem Ersten Advent am 28. November.

Die Landeskirche erklärte, dass man Handlungsbedarf sehe, wenn Städte künftig an mehr als an zwei Adventssonntagen die Läden öffnen lassen wollen. Weil drei und mehr verkaufsoffene Adventssonntage nicht der Linie entsprächen, die das Bundesverfassungsgericht für alle Beteiligten vorgegeben hat.

Was ändert sich mit dem neuen Ladenöffnungsgesetz?

Auf den ersten Blick nicht so viel. Sachsens Kommunen sollen ab 2011 weiterhin an bis zu vier Sonntagen im Jahr Ladenöffnungen erlauben dürfen. Ausgeschlossen sind dabei nur bestimmte Sonn- und Feiertage wie der Ostersonntag, der Pfingstsonntag, der Volkstrauertag und der Totensonntag. Das Gesetz schreibt zudem vor, dass maximal zwei verkaufsoffene Sonntage aufeinanderfolgen dürfen.

Neu ist ab 2011 die Möglichkeit, dass sächsische Kommunen einen weiteren fünften verkaufsoffenen Sonntag – den sogenannten Regionalsonntag – genehmigen können. Dabei dürfen die Geschäfte aber jeweils nur in einem begrenzten Ortsteil und nicht im gesamten Stadtgebiete öffnen. Zusätzlich muss ein besonderer Anlass wie ein traditionelles Straßenfest oder spezielle Firmenjubiläen vorliegen. Pro Ortsteil ist maximal ein Regionalsonntag erlaubt, im gesamten Stadtgebiet maximal acht pro Jahr.

Was ist neu bei Videotheken und Autowaschanlagen?

Videotheken und Autowaschanlagen können in Sachsen künftig ebenfalls an Sonntagen öffnen. Allerdings gilt dies in einem unterschiedlichen Umfang. Während Autowaschanlagen künftig ganztägig öffnen dürfen, ist das Videotheken sonntags maximal zwischen zwölf und 20 Uhr erlaubt. Erstmals kann von der neuen Öffnungsmöglichkeit Gebrauch gemacht werden, wenn das neue Ladenöffnungsgesetz im Sächsischen Amtsblatt veröffentlicht ist. Das wird voraussichtlich noch im Dezember dieses Jahres geschehen.

Warum drohen auch mit dem neuen Gesetz Klagen?

Sachsens Staatsregierung geht davon aus, dass Klagen gegen Sonntagsöffnungen schwieriger werden, weil die Kommunen künftig ausdrücklich den besonderen Anlass begründen müssen, der zu einem verkaufsoffenen Sonntag führt. Kritiker befürchten jedoch, dass diese Begründungen vor Gericht nicht in jedem Fall Bestand haben könnten. Auch seien Kriterien wie „traditionelle Feste“ viel zu ungenau und damit im Einzelfall angreifbar. Ebenso gilt es als rechtlich heikel, wenn die Kommunen ihre verkaufsoffenen Sonntage weiterhin auf die Adventszeit konzentrieren.

„Das ist eine neue Rechtslage“

Sachsens neues Gesetz zur Ladenöffnung bringt mehr Rechtssicherheit, hofft Wirtschaftsminister Morlok.

Herr Minister, wird Sachsens neues Ladenöffnungsgesetz für mehr Rechtssicherheit bei dem Dauerstreitthema sorgen?

Die neuen Regelungen sind wesentlich bestimmter als jene, die aktuell vor dem Oberverwaltungsgericht verhandelt werden. Ich gehe davon aus, dass sie rechtssicher sind. Letztendlich obliegt die Beurteilung der Verfassungsmäßigkeit aber immer den Gerichten.

Was ist der Kern der vorgenommen Änderungen?

Mit dem neuen Gesetz muss jede Kommune im Einzelfall den besonderen Anlass begründen, der zu einer Sonntagsöffnung führen soll. Das ist eine neue Rechtslage.

Das Oberverwaltungsgericht hat das alte Ladenöffnungsgesetz für verfassungswidrig erklärt. Hat diese Entscheidung Folgen für das neue Gesetz?

Ich sehe hier keinen Nachbesserungsbedarf, weil wir mit dem neuem Ladenöffnungsgesetz eben die Vorgaben aus einem entsprechenden Urteil des Bundesverfassungsgerichts aufgenommen haben.

Das Gespräch führte Gunnar Saft

LVZ:

Sachsens Handwerker plagen Nachwuchssorgen 

Studie: Thüringen fehlen 200000 qualifizierte Kräfte bis 2020 

Leipzig/Erfurt. Dem sächsischen Handwerk gehen die Lehrlinge aus. Bis Ende Oktober seien mit 5380 Lehrverträgen fünf Prozent weniger als 2009 unterschrieben worden, teilte der Sächsische Handwerkstag mit. Für Thüringen prognostiziert eine Studie, dass bis 2020 mehr als 200000 qualifizierte Arbeitskräfte fehlen werden. 
Von Andreas Dunte, Birgit Schöppenthau und Robert Büssow
Vor allem wegen rückläufiger Schulabgängerzahlen hätten die Betriebe in Sachsen Schwierigkeiten, Bewerber für die Ausbildungsplätze zu finden. Seit 2007 habe sich die Zahl der Jugendlichen mit Real- oder Hauptschulabschluss auf 13500 in diesem Jahr fast halbiert. 
"Der Nachwuchs fehlt", sagte Joachim Dirschka, Präsident der Handwerkskammer zu Leipzig. So seien im Kammerbezirk Leipzig bis Ende Oktober 1321 Ausbildungsverträge in 95 Berufen geschlossen worden. Das entspreche einem Rückgang um fünf Prozent. Zugleich gebe es derzeit noch 90 freie Ausbildungsplätze, für die geeignete Bewerber fehlten. "Künftig werden wir uns der Tatsache stellen müssen, auch Schulabgänger mit schlechterem Abschluss zum Handwerker auszubilden", so Dirschka.
Außer dem Nachwuchsproblem droht den Unternehmen weitere Abwanderung. Dem müsse mit höherer Entlohnung begegnet werden, sagte Thüringens Wirtschaftsminister Matthias Machnig (SPD). "Niedrige Löhne beschleunigen die Abwanderung. Fachkräfte, die wir eigentlich hier brauchen, verlassen das Land." Laut einer vom Wirtschaftsministerium in Auftrag gegebenen Studie werden in Thüringen bis 2020 mehr als 200000 neue qualifizierte Arbeitskräfte benötigt. Das entspreche etwa einem Fünftel der aktuellen Arbeitnehmerschaft. 
"Auch wir fordern eine bessere Bezahlung der Fachkräfte", sagte Sachsens DGB-Vize Markus Schlimbach. In anstehenden Tarifverhandlungen würden deshalb "Nägel mit Köpfen" gemacht. Während in einigen Branchen wie der Industrie die Angleichung der Löhne weit vorangeschritten sei, gebe es vor allem im Dienstleistungsbereich Nachholebedarf. Und noch immer verweigere sich ein Großteil der Arbeitgeber der Tarifbindung und zahlt nach Gutdünken. Die Firmen müssten diese Strategie im eigenen Interesse aufgeben.

Handwerk kommt in Schwung 

Betriebe profitieren von Konjunkturprogrammen / Volle Auftragsbücher im Baugewerbe 

Leipzig. Der wirtschaftliche Aufschwung ist im Leipziger Handwerk angekommen. "Im Bau- und Ausbaugewerbe ist die Auftragslage so gut, dass es Wartezeiten gibt", sagte gestern Joachim Dirschka, Präsident der Leipziger Handwerkskammer. In diesen Gewerken würden bereits die Preise anziehen.
Obwohl das Handwerk in der Wirtschaftskrise weniger eingebrochen war als exportorientierte Industriezweige, profitieren die kleinen und mittelständischen Betriebe von den konjunkturellen Maßnahmen des Bundes. "Wir haben einen erheblichen wirtschaftlichen Aufschwung", sagte Dirschka. 
Einer aktuellen Umfrage zufolge meldeten die Handwerksbetriebe die beste Geschäftslage seit zehn Jahren. Demnach ist innerhalb eines Jahres die Auslastung der Kapazitäten von 63 auf 71 Prozent gestiegen. Die gute Auftragslage spiegelt sich auch in neuen Jobs wider. Während 71 Prozent der Betriebe ihre Belegschaft halten konnten, stockten 17 Prozent Personal auf. Das sind rund 3000 neue Jobs im Leipziger Kammerbezirk. "Damit hat das Handwerk einen wichtigen Beitrag zur positiven Entwicklung am Arbeitsmarkt geleistet." 
Die Wachstumsmotoren im Handwerk sind das Bauhaupt- und Ausbaugewerbe. Hier sind die Auftragseingänge im Vergleich zum Herbst 2009 um bis zu 19 Prozent gestiegen. Vor allem im Ausbaugewerbe sind die Kapazitäten nahezu ausgeschöpft, so dass sich Wartezeiten von mehr als acht Wochen ergeben. 
Nach dem Einbruch durch die Abwrackprämie hat sich die Lage im Kraftfahrzeuggewerbe wieder erholt. Hier hinkt die Auftragslage zwar dem Vorjahresniveau noch hinterher, aber die Preise ziehen bereits wieder an. Dagegen bleibt die Situation in den Betrieben, die als Zulieferer für die Industrie- und Exportunternehmen arbeiten, weiter angespannt. 
Die vorwiegend gute Auftragslage verbunden mit einem Umsatzplus hat sich laut Dirschka im gesamten sächsischen Handwerk eingestellt. "Auch in Dresden und Chemnitz verzeichnen wir ein kleines Beschäftigungsplus", so der Präsident des Sächsischen Handwerkstages. Er warnte jedoch vor überzogenen Erwartungen. Noch sei der Aufschwung nicht nachhaltig. Das Auslaufen der Konjunkturprogramme des Bundes werde die Betriebe vor die Herausforderung stellen, das erreichte Niveau zu halten. Wie Dirschka sagte, hätten etwa die Hälfte der über 12000 Handwerksbetriebe im Kammerbezirk mit Bau- und Ausbauleistungen von Investitionen im Rahmen der Konjunkturprogramme profitiert. Über 113 Millionen Euro seien in diesem und im vorigen Jahr aus dem Konjunkturpaket II in den Regierungsbezirk Leipzig geflossen. 
Wie in Sachsen zeigt sich auch bundesweit das Handwerk robust durch eine weiter verbesserte Geschäftslage im dritten Quartal. Das geht aus einer gestern veröffentlichten Konjunkturumfrage der Deutschen Handwerkszeitung unter bundesweit 8000 Branchenunternehmen hervor. Demnach verlor die Erholungstendenz gegenüber den Vormonaten zwar an Schwung, weil witterungsbedingte Nachholeffekte inzwischen weitgehend abgeklungen sind. Dennoch stieg der Geschäftsklimaindex von 81 auf 86 Punkte und übertraf damit den Vorjahreswert (75) deutlich. Birgit Schöppenthau 

Standpunkt 

Handwerk in Sektlaune 

Von Birgit Schöppenthau

Das Handwerk sieht einen Silberstreif am Horizont. Seit zehn Jahren war die Stimmung nicht mehr so optimistisch, weil die Auftragsbücher in vielen Betrieben durch Investitionen in den Kommunen und die starke private Nachfrage gut gefüllt sind. Noch. Denn die Auftragsflut, die durch die Konjunkturpakete des Bundes ausgelöst wurde, könnte im nächsten Jahr abrupt abbrechen. Das zeigen bereits die heutigen Debatten um die folgenden Haushaltspläne. Beim Bau mit öffentlichen Mitteln müssen die Kommunen künftig auf die Bremse treten. 
Deshalb sind die Betriebe gut beraten, den derzeitigen Schwung zu nutzen, um in innovative Produkte zu investieren oder neue Märkte zu erschließen. Aber auch der Bund hat eine Verantwortung, damit das Auslaufen der Konjunkturmaßnahmen nicht zur Bruchlandung wird. Neue Belastungen wie durch Steuern getriebene Energiepreise werfen das Handwerk unnötig zurück.

Machnig: Fachkräftebedarf mit höheren Löhnen sichern 

Thüringens Wirtschaftsminister plant Standortkampagne 

Weimar. Thüringer Unternehmer rechnen mit einer massiven Verschärfung des Fachkräftemangels. Laut einer repräsentativen Befragung werden bis 2020 mehr als 200000 neue qualifizierte Arbeitskräfte benötigt. Das entspricht etwa einem Fünftel der aktuellen Arbeitnehmerschaft. Grund ist vor allem das altersbedingte Ausscheiden geburtenstarker Jahrgänge. 
Dank der anziehenden Konjunktur will mittlerweile zudem wieder jedes zweite Unternehmen des Freistaates Personal einstellen, nur ein Drittel kann dies der Befragung zufolge allerdings auch umsetzen. "Die gute Nachricht ist: Es gibt bessere Chancen für Arbeitsuchende und Jobeinsteiger", sagt Wirtschaftsminister Matthias Machnig (SPD). Dennoch sei es wichtig, zur Sicherung des Fachkräftebedarfs vor allem auf höhere Löhne zu setzen.
"Der Kampf um Köpfe wird härter", sagte der Minister. Besonders groß ist der Bedarf demnach in der Gesundheits- und Sozialbranche - drei von vier Unternehmen wollen hier einstellen. Auch die Kunststoff-, Automobil- und Metallbranche suchen wieder händeringend. Etwa jedes fünfte Unternehmen klagt über dauerhaft unbesetzte Stellen. Machnig warnt davor, dass der Fachkräftemangel neue Ansiedlungen in Thüringen gefährden könnte. 
In einer Umfrage der Wirtschaftsprüfungs- und Beratungsgesellschaft PricewaterhouseCoopers (PwC) nannten 38 Prozent der Familienunternehmen in Deutschland den Fachkräftemangel als Problem, noch vor steigenden Rohstoffpreisen. "Es wird ein ausgeglichener Arbeitsmarkt entstehen. Die Zeit des Überangebots ist vorbei", sagt Frank Schiemann vom Berliner Institut für sozialökonomische Strukturanalyse. 
Schon jetzt weist Thüringen den Angaben zufolge mit 8,3 Prozent die niedrigste Arbeitslosenquote in den neuen Ländern auf. Bei anhaltendem Wirtschaftswachstum hält Machnig einen Rückgang der Arbeitslosigkeit auf sechs Prozent bis 2014 für möglich. Die Unternehmen müssen in der Folge mit steigenden Kosten für Personalbindung und -gewinnung rechnen. Als Gegenmaßnahmen wollen sie laut Umfrage verstärkt in die Bindung älterer Arbeitnehmer und in Weiterbildung investieren. Der Wirtschaftsminister fordert die Bundesregierung auf, ein Weiterbildungsgesetz vorzulegen, um Anreize zu schaffen. Entscheidend seien jedoch steigende Löhne. Das Niedriglohnniveau in Thüringen sorge für eine beschleunigte Abwanderung. Gute Arbeit, die gut bezahlt werde, sei das beste Rezept gegen Fachkräftemangel, so Machnig. Mit einer Standortkampagne werde der Freistaat zudem versuchen, die derzeit etwa 75000 Auspendler zu binden und die Abwanderung zu stoppen. Es sei weitgehend unbekannt, dass Weltmarken wie Bosch, Carl Zeiss oder Lufthansa in Thüringen produzieren, sagt Machnig. "Wir müssen im Land den Stolz auf den Standort erhöhen und nach außen besser kommunizieren". Dabei müsse Deutschland noch stärker auf Zuwanderung setzen. "Zuwanderung oder Förderung der Potenziale vor Ort - das sind falsche Alternativen. Wir brauchen beides", kritisiert Machnig die einseitige Zuwanderungsdebatte. Der Freistaat werde zudem die Anerkennung von im Ausland erworbenen Abschlüssen vereinfachen. Robert Büssow 
DNN
Proteste gegen Sachsens Sparpläne 

Mindestes 10000 Menschen fordern vorm Dresdner Landtag Abkehr von Kürzungen im Sozialbereich 

Dresden (dpa/DNN). Tausende Menschen haben gestern Abend in Dresden ihrem Ärger über die geplanten Haushaltskürzungen Luft gemacht. Mit Trillerpfeifen, Trommeln und Transparenten zogen sie lärmend durch die Innenstadt.
Die Demonstranten waren aus ganz Sachsen angereist und kamen aus den unterschiedlichsten Berufsgruppen: Bei der Kundgebung vor dem Sächsischen Landtag standen Lehrer neben Ärzten, Polizisten neben Studenten, Gewerkschaftler neben Chorsängern. Sie alle warfen der schwarz-gelben Regierungskolition im Freistaat vor, sie betreibe Sozialabbau. 
Zu der Aktion hatte das Bündnis "Zukunft und Zusammenhalt" aufgerufen. Die Veranstalter sprachen von 12000 Protestierenden. Der Sicherheitsbeauftragte des Landtags, Uwe Friedrich, zählte 10000 Protestierende - eine der größten Demonstrationen in Dresden seit der Wiedervereinigung. Im Juni hatten aus demselben Anlass schon einmal so viele Menschen vor dem Landtag demonstriert.
Die Bezirksvorsitzende des Deutschen Gewerkschaftsbundes, Iris Kloppich. warnte vor dem Verlust von Arbeitsplätzen.. Astrid Junge, Sprecherin des Landesschülerrates, sagte: Es sei nicht nachvollziehbar, "warum die Regierung ihre Sparwut gerade an der Jugend auslässt". 
Sozialministerin Christine Clauß (CDU) entgegnete am Rande der Veranstaltung: "Wir haben hier verantwortungsbewusst mit unserem Doppelhaushalt Prioritäten gesetzt." Der jugendpolitische Sprecher der CDU, Patrick Schreiber, ergänzte, auch Wirtschaftsförderung sei Jugendpolitik.
Die Koalition plant, die Sozialausgaben im kommenden Doppelhaushalt um 13 Prozent zu kürzen. Laut Regierungsentwurf ist der Etat im kommenden Jahr 7,5 Prozent und 2012 etwa 8,5 Prozent kleiner als 2010. Das Parlament berät noch bis Mitte Dezember über den Doppelhaushalt 2011/12. © Seite 4
@Weitere Berichte und Fotos von den Protesten: www.dnn-online.de

Iris Kloppich, DGB-Bezirksvorsitzende: Allein mit Appellen an dieses hohe Haus werden wir nichts verändern. Die Sparpläne der Regierung könnten Sachsen 35000 Arbeitsplätze kosten.

Mit Musik und Trillerpfeifen gegen Kürzungspläne 

Rund 10000 protestieren vor dem Landtag gegen die Politik der schwarz-gelben Regierung 

Dresden. Es war die vierte Kundgebung dieser Art an der Elbe, und es war die größte: Gestern versammelten sich rund 10000 Vertreter von Sozialverbänden, Gewerkschaften, Polizisten und Studenten vor dem sächsischen Landtag und protestierten gegen die Kürzungspläne der schwarz-gelben Landesregierung. Wie stets bei solchen Anlässen ging es laut und heftig zu - mit viel Musik und Trillerpfeifen.
Schon am Nachmittag waren die Vorboten der Großaktion in der Dresdner Innenstadt zu beobachten. Rund ums Parlamentsgebäude patrouillierten Sicherheitskräfte, der Eingang war per Zaun abgesperrt. Und während sich am Goldenen Reiter die ersten Polizeivertreter zum Protest gegen den Stellenabbau versammelten, spielte vor der Semperoper eine kleine Band auf. Am Landtag wurden unterdessen die obligatorischen Bratwürste an jene Protestler gereicht, die zu früh erschienen waren.
Kurz nach 17.30 Uhr ging es dann los. Nahezu komplett gefüllt war der Landtagsvorplatz, überall wehten Fahnen, Transparente und was man sonst so mit sich führt, um seinem Unmut Luft zu machen. Der erste Redner auf der Bühne hatte sich schnell warm gesprochen. "Das ist doch keine Bildungspolitik", ging er die CDU/FDP-Regierung wegen der Kürzungspläne an, "das ist Bildungsvernichtungspolitik". Und auch auf den Plakaten war ähnliches zu lesen. "Geld für Bildung statt für Banken" lautete eine Losung, "Was kostet die Uni?" eine andere.
Wie bereits bei den Aktionen zuvor stand die Großkundgebung unter dem Motto "Wir sind mehr wert!", Initiator war das Bündnis "Zukunft und Zusammenhalt", dem rund 40 Verbände und Initiativen angehören. Mit Sonderzügen waren Studenten aus Leipzig, Chemnitz sowie Freiberg angereist, ein kleiner Trupp ganz Wagemutiger kam gar per Fahrrad - aus Leipzig. "Hurra, hurra, die Leipziger sind da", skandierten sie auf den letzten Metern. Und schon vorher lautete das heimliche Motto rund um die Dresdner Innenstadt: Nichts geht mehr. Vor allem die Augustus- und die Marienbrücke waren zeitweise komplett blockiert.
Dabei ließen die Demonstranten keinen Zweifel daran, dass sie wiederkommen würden - falls Schwarz-Gelb die Kürzungen nicht zurücknimmt. Doch in Dresden gilt es als offenes Geheimnis, dass sie genau das wohl kaum tun wird. Jürgen Kochinke 
"Viel Rauch um nichts" 

Korrekturen am CDU-FDP-Sparetat stoßen bei Verbänden und in der Opposition auf heftige Kritik 

Dresden (DNN). Verbände und Opposition haben der CDU/FDP-Koalition auch nach den Korrekturen am Regierungsentwurf eine soziale Schieflage im Doppelhaushalt für 2011/2012 vorgeworfen. Auch die Bildung werde benachteiligt. 
Von Sven Heitkamp
Als Erster reagierte Linke-Fraktionschef André Hahn. Noch Dienstagabend, kurz nach Vorstellung der Änderungsanträge der CDU- und FDP-Fraktionen, erklärte er: "Die allermeisten Kürzungen, vor allem im Sozialbereich, bei der Jugendarbeit, der Krankenhausfinanzierung oder dem Ehrenamt, sollen nun doch in Kraft gesetzt werden." Der weitere Protest sei daher dringend nötig. Erfreulich sei aber, so Hahn, dass bei Freien Schulen und dem Kulturraumgesetz ein Großteil der Kürzungen zurückgenommen und die langjährige Forderung erfüllt werde, einzügige Mittelschulen zuzulassen.
Grünen-Fraktionschefin Antje Hermenau sieht das ähnlich: "Die sozialen Grausamkeiten bleiben - offenkundig aus ideologischen Gründen." Die Haushaltssituation lasse es durchaus zu, für mehr soziale Balance zu sorgen. Auch der Begriff vom "generationengerechten Haushalt" bleibe eine Worthülse. Die zu erwartenden Steuermehreinnahmen müssten daher zum Großteil in Schulhäuser und Kitas investiert werden, fordert Hermenau. "Diese Koalition ist mutlos und ratlos, sie hat nichts vor."
"Viel Rauch um nichts" warf auch SPD-Fraktionschef Martin Dulig der Koalition vor. Haushaltskürzungen von 1,2 Milliarden Euro jährlich um gerade einmal 20 Millionen zu korrigieren, seien mickrige 1,5 Prozent. "Schwarzgelb will die gewachsenen sozialen Strukturen rasieren." Kritik äußerte auch der scheidende Leipziger Uni-Rektor Franz Häuser. Es gebe einen globalen Trend, Hochschulen immer knapper zu halten. "Man will, dass sie Lehre und Forschung nach wirtschaftsnahen Gesichtspunkten ausrichten." Damit werde die Autonomie von Bildung und Wissenschaft gefährdet. Daher unterstütze die Uni Leipzig auch den Protest der Studierenden in Dresden. Zuspruch erhielten die Demonstranten auch aus der TU Dresden.
Moderat gab sich dagegen die Liga der Wohlfahrtsverbände. Kürzungen bei der Suchthilfe und Aids-Beratung zurückzunehmen, sei "ein erstes gutes Zeichen, dass man die Bedeutung funktionierender Strukturen erkennt", sagte Beate Hennig, Vorsitzende der Liga der Freien Wohlfahrtspflege. Abzuwarten bleibe, wie es in anderen Sozialbereichen weitergehe. Deutlich schärfer argumentierte DGB-Landeschefin Iris Kloppich. "Angesichts der geplanten Gesamtkürzungen von 2,5 Milliarden Euro sind die Korrekturen von 40 Millionen lediglich Kosmetik." 
Die Koalitionsfraktionen von CDU und FDP hatten sich auf Nachbesserungen am Sparetat der Regierung verständigt. Die Änderungen haben ein Volumen von jährlich rund 20 Millionen Euro. Über die Deckung der Mehrkosten will sich Finanzminister Georg Unland (CDU) mit den Fraktionen verständigen, sagte ein Sprecher. Dabei wird nicht zuletzt auf höhere Steuereinnahmen gesetzt. Zudem wurde ein Moratorium vereinbart, laut dem im ländlichen Raum bis 2014 keine Mittelschule mehr geschlossen wird, die eine Eingangsklasse mit 20 Schülern bilden kann. Kultusminister Roland Wöller (CDU), der die Regelung intern verhindern wollte, stellte sich hinter das Moratorium. "Damit wird die Balance zwischen staatlichen und Freien Schulen wieder hergestellt." Endgültig beschlossen werden soll der Haushalt Mitte Dezember.

Krankenkassen 

Auch 2011 drohen Zusatzbeiträge 

Dresden (DNN/mat). Viele gesetzlich Versicherte in Mitteldeutschland müssen voraussichtlich auch im kommenden Jahr monatliche Zusatzbeiträge einplanen. Namentlich Ddürften Versicherte der DAK sowie verschiedener Betriebskrankenkassen betroffen sein. Andere Kassen versicherten, im Jahr 2011 auf die Erhebung der Extraabgabe verzichten zu wollen. "Noch ist keine Entscheidung getroffen worden", sagte gestern Jörg Bodanowitz, Pressesprecher der DAK. Deutschlands drittgrößte Ersatzkasse erhebt aktuell acht Euro Zusatzbeitrag monatlich. Vieles spreche dafür, dass dieser auch im kommenden Jahr benötigt würde, so Bodanowitz. Endgültig werde der DAK-Verwaltungsrat darüber am 15. Dezember entscheiden.
Von den 96 in Sachsen vertretenen Betriebskrankenkassen hatten 2010 unter anderem die Deutsche BKK sowie die BKK Gesundheit acht Euro Zusatzbeitrag verlangt. Ob dies auch 2011 so bleiben werde, könne derzeit noch nicht beantwortet werden, sagte der Pressereferent des BKK Landesverbandes Mitte, Matthias Tietz. 
Keinen Zusatzbeitrag werden die Versicherten der Barmer GEK leisten müssen - in Mitteldeutschland betrifft das immerhin fast eine Million Menschen. Nach Angaben von Barmer-Sprecher Kai Behrens ist durch die Anhebung der Kassenbeiträge auf 15,5 Prozent und Einsparungen genügend finanzielle Planungssicherheit gegeben. Ähnlich äußerten sich die Sprecher von AOK Plus und IKK Classic. 

Kritik an der Kommunalpolitik 

Studie wirft ein schlechtes Licht auf Umgang von Regionalpolitikern mit rechtsradikalen Tendenzen 

Zwickau (dapd). Linke Jugendliche haben es in Limbach-Oberfrohna nicht leicht. In dem sächsischen Ort, der als Hochburg der Rechten gilt, müssen sie sich auch noch gegen die Stadtverwaltung durchsetzen. "In ihrem Jugendklub gehen regelmäßig die Scheiben zu Bruch und die Jugendlichen werden bedroht", erzählt eine Mutter anlässlich der Vorstellung der jüngsten Studie Friedrich-Ebert-Stiftung zum Rechtsextremismus in Zwickau. Von der Stadtverwaltung erhalten die Jugendlichen dabei keine Unterstützung. "Im Gegenteil. Den konservativen Politikern gelten sie als linksradikale Provokateure und man will sie los haben", sagt die Ingenieurin.
"Grotesk, aber leider auch kein Einzelfall", nennt Johannes Kiess die Vorgänge in Limbach. Der Politik-Student der Universität Leipzig ist Mitautor der Studie "Die Mitte in der Krise" und er konstatiert für Sachsen ein besonders erschreckendes Bild in Sachen Rechtsextremismus. In dem ostdeutschen Flächenland seien Ausländerfeindlichkeit und rechte Gewalt besonders stark ausgeprägt. Zudem toleriere eine zunehmend breite Bevölkerungsmasse diese Entwicklungen, sagt Kiess. Das spiegele sich nicht zuletzt in der Präsenz der NPD im Landtag wieder.
Allerdings sind nach Ansicht von Kiess nicht die in Parteien organisierten Rechten in Sachsen das tatsächliche Problem. Vielmehr sei es der Umgang mit rechten Gewalttätern und rechtsradikalen Tendenzen auf kommunaler Ebene. Als Beispiel verweist Kiess auf den Fußballklub Roter Stern Leipzig, der sich gegen rechte Gewalt engagiert und für seine Arbeit vom Deutschen Fußballbund ausgezeichnet worden ist. "Bei Spielen in der Provinz ist der Klub nicht willkommen. Das Argument lautet auch da, dass durch ihn Rechte angezogen würden und es zu Krawallen kommt", sagt Kiess.
Auch der SPD-Bundestagsabgeordnete Rolf Schwanitz macht die Kommunalpolitiker als Mitverantwortliche für die Ausbreitung rechter Umtriebe aus. So reagierten viele sächsische Bürgermeister noch immer reflexartig auf rechte Täter in ihren Kommunen mit Verharmlosung, sagte er in der Diskussion. "Totschweigen oder die Behauptung, dass das alles gar nicht so schlimm sei, ist weit verbreitet", so Schwanitz.
Ebenso wurde nach seiner Einschätzung das Problem auf landespolitischer Ebene viel zu lange unterschätzt. "Durch die Ignoranz der alten sächsischen Landesregierung ist viel Zeit verloren gegangen", sagt Schwanitz. So seien im Bund bereits im Jahr 2000 umfangreiche Programme gegen Rechts aufgelegt worden. Als Ansatz zur Lösung sieht der SPD-Mann nun ein breites bürgerschaftliches Engagement, das vom gesamten Spektrum der demokratischen Parteien in Sachsen unterstützt wird. "
Wie schwierig die Umsetzung eines solchen Formel vor Ort sein kann, zeigt wiederum das Beispiel Limbach-Oberfrohna. Nachdem sich dort die Eltern der linken Jugendlichen zu einer Bürgerinitiative zusammen gefunden haben, hat die Stadt ein eigenes, kommunal organisiertes Bündnis aus der Taufe gehoben. "Die beiden Bündnisse arbeiteten seitdem parallel, es gibt kaum gemeinsame Aktionen", sagt die Mutter aus Limbach-Oberfrohna. Michael Klug

Nachrichten:

Landtag wählt neuen Medienrat
Dresden (DNN/I.P.). Der sächsische Landtag hat einen neuen Medienrat für Sachsens Landesmedienanstalt (SLM) gewählt. Als Sachverständige bestätigt wurden der ehemalige CDU-Landtagsabgeordneten Uwe Grüning und die GEW-Vize-Chefin Uschi Kruse. Drei bisherige Mitglieder konnten nicht wieder antreten. Neu in dem Gremium sind der frühere Regierungssprecher und Staatskanzleichef Michael Sagurna, der ehemalige FDP-Bundestagsabgeordnete Christoph Waitz und Rüdiger Steinmetz von der Uni Leipzig. Die fünf Medienräte bilden das Führungsgremium der SLM, die hauptsächlich für die Zulassung, Beaufsichtigung und Beratung privater Rundfunkveranstalter in Sachsen zuständig ist. Für die Wahl war ein Zwei-Drittel-Mehrheit im Landtag nötig, weswegen die CDU-FDP-Koalition Stimmen der Opposition brauchte.


Koalition stimmt für mehr Sonntagsöffnung
Dresden (dpa/sn). Sachsens Händler dürfen ab 2011 an fünf statt an vier Sonntagen im Jahr ihre Geschäfte öffnen. Zudem können dann sonntags Videotheken und Autowaschanlagen betrieben werden. Das sieht das neue Gesetz zur Ladenöffnung vor, das der Landtag gestern mit den Stimmen der CDU/FDP-Koalition verabschiedet hat. Die CDU war dabei nicht ganz geschlossen. Volker Bandmann stimmte gegen das Gesetz, Alexander Krauß enthielt sich der Stimme. Peter Schowtka, Peter Wilhelm Patt, Uta Windisch und Marko Schiemann machten deutlich, dass sie nur aus Gründen der Fraktionsdisziplin für das Gesetz gestimmt haben. Sie betonten in persönlichen Erklärungen den für sie hohen Wert der Sonn- und Feiertagsruhe. Die Regelungen zu Videotheken und Waschanlagen treten nach amtlicher Verkündung des Gesetzes in Kraft, die Sonntagsbestimmungen zum 1. Januar 2011.

Bistum Dresden-Meißen 

Caritas gründet Sozialstiftung 

Dresden (dpa/sn). Der Caritasverband für das Bistum Dresden-Meißen hat eine Stiftung zur Finanzierung sozialer Projekte gegründet. Aus deren Erträgen und Zuwendungen sollen Projekte der Kinder-, Jugend-, Arbeits- und Wohnungslosen-, Familien- und Altenhilfe unterstützt werden, die wegen Kürzungen im Sozialbereich nicht mehr refinanziert werden, sagte Stiftungsdirektor Bernd Christ gestern in Dresden. "Es geht auch um innovative Ideen, die wir mangels Geld nicht mehr auflegen können." Die Stiftung hoffe auf Mehrung des Mindestkapitals durch Zustiftungen, Spenden und die treuhänderische Verwaltung von Stiftungen. Für 2010 werde mit einem Überschuss von 3500 Euro gerechnet. Die Caritas im Bistum Dresden-Meißen beschäftigt rund 6000 Mitarbeiter in mehr als 200 Einrichtungen. Zudem engagieren sich mehr als 3000 Ehrenamtliche für Bedürftige. 

Stiftungstag am Sonntag in Dresden 

Dresden (DNN). Die Finanzierung von kulturellen und sozialen Projekten wird zunehmend schwieriger. Wie dies beispielsweise mit der Gründung einer Stiftung erfolgreich gestaltet werden kann, darüber will am Sonntag der 8. Sächsische Stiftungstag der Bürgerstiftung Dresden und der Kulturstiftung des Freistaates Sachsen informieren. Von 10 Uhr bis 16.30 Uhr bieten Fachvorträge und Arbeitskreise im Deutschen Hygiene-Museum in Dresden stiftungsrechtliche und organisatorische Grundinformationen, Hinweise zu Haftungsfragen und zum langfristigen Kapitalerhalt sowie Gründungstipps. Die Veranstalter registrieren in Sachsen ein wachsendes Interesse an der Bildung von Stiftungen. Besonderes Phänomen dabei: Junge Menschen als Stifter. Mit der Dresdner Studentenstiftung und den Stiftungen "Elemente der Begeisterung" (Leipzig) und "TeilSein" (Döbeln) werden drei Stiftungen vorgestellt, deren Gründer noch nicht 30 Jahre alt sind.
iDie Teilnahme ist kostenlos. Anmeldungen und Informationen: Winfried Ripp, Bürgerstiftung Dresden, Tel. 0351/315 81 0, E-Mail: ripp@buergerstiftung-dresden.de und Dr. Manuel Frey, Kulturstiftung des Freistaates, Tel. 0351/8848015, E-Mail: Manuel.Frey@kss.smwk.sachsen.de

Vier von fünf Deutschen sind für eine Lohnerhöhung 

Hamburg (AFP). Für die große Mehrheit der Arbeitnehmer hierzulande ist einer Umfrage zufolge die Zeit für eine Lohnerhöhung gekommen. 81 Prozent der Beschäftigten hielten eine Lohnsteigerung für gerechtfertigt, berichtete das Magazin Stern unter Berufung auf eine repräsentative Umfrage des Meinungsforschungsunternehmens Forsa. Lediglich rund 17 Prozent der Befragten sprachen sich demnach gegen einen Lohnerhöhung aus, weil diese wegen der wirtschaftlichen Lage ihres Unternehmens nicht angemessen wäre.
Von den Befragten, die für eine Lohnerhöhung seien, habe sich die eine Hälfte (53 Prozent) für ein Lohnplus von bis zu vier Prozent ausgesprochen, berichtete das Magazin weiter. Die übrigen Beschäftigten seien hingegen für einen Zuschlag von ihrem Arbeitgeber von über vier Prozent. 15 Prozent hielten sogar eine Lohnsteigerung von sieben Prozent und mehr für angemessen, heißt es weiter.
In den vergangenen Wochen hatten sich zahlreiche Politiker für Lohnerhöhungen im Zuge des Aufschwungs ausgesprochen, darunter Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU), Bundeswirtschaftsminister Rainer Brüderle (FDP) oder Bundesaußenminister und FDP-Chef Guido-Westerwelle. 82 Prozent der Befragten sagten allerdings in der Umfrage, sie hielten solche Forderungen für unglaubwürdig.
Für die Untersuchung befragte das Meinungsforschungsunternehmen Forsa 1000 Arbeitnehmer in Deutschland.

Prozessorriese Intel steigt in Dresdner Handyfunkchip-Firma Blue Wonder ein 

Dresden (DNN/hw). Der US-Halbleiterkonzern Intel übernimmt die Dresdner Technologiefirma "Blue Wonder". Dies geschieht über den Umweg Infineon: Die Funkchipsparte des Münchner Konzerns, die derzeit an Intel übergeben wird, hat die Dresdner Firma während der eigenen Übernahme gekauft. Einen entsprechenden Bericht des Branchendienstes "EE Times" bestätigte der Münchner Infineon-Sprecher Christian Hoenicke auf DNN-Anfrage. Alle Mitarbeiter von "Blue Wonder" werden übernommen.
Infineon beziehungsweise Intel sind am besonderen Know-How der Dresdner in der Handy-Datenfunktechnik "Long Term Evolution" (LTE) interessiert. Die soll künftig drahtlose Internetverbindungen erlauben, die an das Tempo kabelgebundener Breitbandanschlüsse heranreichen.
Blue Wonder (der Firmenname ist eine Anspielung auf die Dresdner Brücke "Blaues Wunder") entstand im April 2009 als Mitarbeiterausgründung, nachdem der Chipkonzern NXP sein Dresdner Entwicklungszentrum geschlossen hatte. In den vergangenen eineinhalb Jahren kooperierte die im Waldschlösschenareal ansässige Technologiefirma bereits bei der Entwicklung von LTE-Lösungen mit Infineon. Die Blue-Wonder-Gechäftsführung war gestern Abend nicht für eine Stellungnahme erreichbar.

"Unterm Strich für alle mehr Stress" 

Sonntagsöffnungsverbot: Händler bleiben auf Werbekosten sitzen und müssen umdisponieren 
Von christoph stephan
Auf Kosten von rund 300 000 Euro für (inzwischen sinnlose) Werbung dürften die Händler der Dresdner Innenstadt nach dem kurzfristigen Verbot von Sonntagsöffnungen sitzen bleiben. Diese Zahl nannte gestern die Geschäftsführerin des City Managements, Tanja Terruli, auf DNN-Anfrage. Viele Flyer und Plakate wurden bereits gedruckt, Radiospots geschalten, Veranstaltungen organisiert. "All das gilt es jetzt umzudisponieren", so Terruli.
Allein für die Altmarkt-Galerie entsteht am kommenden Sonntag, der als verkaufsoffen geplant war, ein Schaden von rund 40 000 Euro. "Wir hatten 220große City-Light-Plakate gedruckt, die wir jetzt abhängen dürfen. Außerdem überarbeiteten wir unsere Hauszeitung in der Nacht zum Mittwoch komplett", erklärt Centermanager Thorsten Kemp. "Der größte Schaden wurde aber den vielen Händlern zugefügt, die motiviert waren und verkaufsoffene Sonntage mit jeder Menge Liebe vorbereitet haben. Unterm Strich bedeutet es so für alle mehr Stress."
Ähnlich äußert sich Jan Harm, der neue Chef der Centrum-Galerie. Er rechnet für den nächsten Sonntag mit ins Leere laufenden Kosten von rund 30 000 Euro. "Es waren schon mehrere Künstler gebucht, darunter das Roland-Kaiser-Double Steffen Heidrich, die bei uns auftreten sollten", sagt er. Harm befürchtet, dass vor allem viele tschechische Kunden von der Eilentscheidung des Oberverwaltungsgerichts in Bautzen nichts wissen und umsonst nach Dresden zum Einkaufen fahren. "Deshalb bereiten wir kleine Aktionen vor, um uns bei diesen Gästen entschuldigen zu können." Auch Thorsten Kemp will am Sonntag persönlich vor der Altmarkt-Galerie stehen, gemeinsam mit seinen Mitarbeitern "sorry" sagen und kleine Tafeln Schokolade verteilen.
Gleichzeitig kündigt Tanja Terruli an, dass sich viele innerstädtische Händler darauf verständigt hätten, in der Vorweihnachtszeit montags bis sonnabends bis 21 Uhr zu öffnen. Von dem Verbot in Dresden profitieren dürfte unter anderem das Einrichtungshaus Käppler in Pirna-Dohma, denn außerhalb der Stadtgrenzen gilt die Regelung nicht. Das Geschäft lädt am 7.November von 11 Uhr bis 17 Uhr zum "Candlelight-Shopping" ein. "Die Besucher können bei Kerzenschein durch die Ausstellung bummeln, sich auf die gemütliche Jahreszeit einstimmen und Wohnideen holen", erzählt Inhaberin Anita Käppler.
Unterdessen stellte Rathaussprecher Kai Schulz gestern fest, dass sich das OVG in seinem Eilverfahren nicht an der konkreten Dresdner Regelung stört, sondern an dem zugrunde liegenden Ladenöffnungsgesetz auf Landesebene. "Es bleibt nach allen jetzt vorliegenden Informationen festzuhalten, dass das Problem nicht beim Beschluss des Stadtrates lag, wie in den ersten Reaktionen aus der Politik behauptet", so Schulz. "Die Stadt Dresden hat aber keine rechtliche Möglichkeit, gegen den Beschluss des OVG vorzugehen. Damit besteht keine Chance, dass in diesem Jahr noch ein verkaufsoffener Sonntag durchgeführt wird." Wie ver.di-Bezirksgeschäftsführer Frank Fischer gegenüber den DNN bestätigte, ist die Dienstleistungsgewerkschaft in Bautzen zusammen mit zwei Arbeitnehmern aus einem Optikerfachgeschäft und einem Copy-Shop ins Feld gezogen. "Bis dato hatten Gerichte ver.di als alleinigen Kläger nie akzeptiert. Deshalb traten wir immer als Unterstützer auf, brauchten aber betroffene Beschäftigte in erster Reihe", erklärt Fischer. In Bautzen sei die Gewerkschaft nun erstmals als selbstständig auftretender Antragsteller angenommen worden. Mit den bekannten, weitreichenden Folgen.
imehr unter www.dnn-online.de
Diese Angaben stimmen nicht mehr: Insgesamt 220 City-Light-Plakate ließ Thorsten Kemp, Centermanager der Altmarktgalerie, umsonst drucken.

Freie Presse

Adventseinkauf wackelt in ganz Sachsen

Die Hürden für die Sonntagsöffnung der Läden sind nach einem Gerichtsurteil deutlich höher
geworden. Daran ändert auch ein gestern im Landtag beschlossenes neues Ladenschlussgesetz nichts.
Von Uwe Kuhr und Hubert Kemper
Dresden/Chemnitz/BautzenDie verkaufsoffenen Adventssonntage in Sachsen hängen für dieses Jahr an einem seidenen Faden. Die Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts (OVG) in Bautzen, mit der die Stadt Dresden alle noch verbleibenden Aktionstage - darunter zwei im Advent - untersagt hat, stellt ähnliche Vorhaben in anderen Kommunen infrage. Die Dienstleistungsgewerkschaft Verdi erklärte, dass sie notfalls alle lokalen Regelungen für Sonntagsöffnungen überprüfen lässt, sollten die Städte nicht von allein reagieren.
"Seit knapp einem Jahr wissen wir, dass das aktuelle sächsische Ladenöffnungsgesetz verfassungswidrig ist", erklärte Verdi-Handelsexpertin Annelie Schneider. Auch Verkäuferinnen hätten ein Recht auf Familie und Erholung. Schneider bezieht sich auf ein Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom Dezember 2009, das die fortschreitende Aushöhlung der Sonn- und Feiertagsruhe vor allem in der Adventszeit kritisiert hatte. Dennoch hielten viele Kommunen an ihren alten Satzungen fest. Auch die Stadt Chemnitz will die Geschäfte am 12. und 19.Dezember öffnen lassen.
Das jüngste Urteil hat mögliche Klagen aus Verdi-Sicht entscheidend erleichtert. Erstmals hat das OVG der Gewerkschaft das Recht eingeräumt, als Organisation selbst zu klagen. Bisher mussten stets einzelne Arbeitnehmer Beschwerde führen. "Wir warten das schriftliche Urteil ab, dann wägen wir ab, ob wir klagen", so Schneider.
An Sonderöffnungszeiten knüpfen die Gerichte inzwischen deutlich strengere Maßstäbe, erklärte Peter Kober, Richter am OVG Bautzen. Rein wirtschaftliche Interessen von Ladenbesitzern oder der Hinweis auf die Attraktivität der Innenstadt genügten dafür grundsätzlich nicht.
Ob das neue Ladenöffnungsgesetz, das der Landtag gestern mit 68 Stimmen von CDU/FDP gegen 53 Nein-Stimmen beschloss, diesen Ansprüchen genügt, ließ Kober offen. Das Verknüpfen von zwei aufeinanderfolgenden Sonntagen sei besonders schwierig. Eben dies erlaubt das neue Gesetz, das vier verkaufsoffene Sonntage im Jahr ermöglicht, darunter zwei in Folge. Darüber hinaus gestattet es an acht Sonntagen im Jahr Ladenöffnungen zwischen 12und 18Uhr anlässlich räumlich eng umgrenzter Feste. Das Gezerre um Ladenöffnungszeiten beschäftigt den Landtag seit 19 Jahren. Viele Parlamentarier fürchten nun, dass die komplizierte Neuregelung bald wieder korrigiert werden muss.
Sparkurs erreicht die Stadtreinigung
Die Chemnitzer müssen sich möglicherweise bald auf Einschnitte bei der Sauberkeit im Stadtbild einstellen. Der Stadtreinigungsbetrieb ASR soll in den kommenden drei Jahren etwa eine Million Euro sparen. Das sieht das Haushaltskonsolidierungskonzept der Stadtverwaltung vor. Laut ASR-Chef Gerold Münster könnte der Sparkurs zum Abbau von Leistungen führen. Ein neues Personalkonzept für das rund 300 Beschäftigte zählende Unternehmen sieht zudem Versetzungen und Neueinstellungen ohne Tarifbindung vor.

Rathaus verordnet ASR strikten Sparkurs

Die Chemnitzer müssen sich möglicherweise auf Einschnitte bei der
Sauberkeit im Stadtbild einstellen.
Von Grit Baldauf
Insgesamt rund eine Million Euro soll der Stadtreinigungsbetrieb ASR in den kommenden drei Jahren im Auftrag der Stadtverwaltung einsparen. Das könnte laut Betriebsleiter Gerold Münster zum Abbau von Leistungen führen. Der Auftrag an den ASR ist ein Bestandteil des Ent-
wicklungs- und Konsolidierungskonzepts (Ekko), mit dem die Stadt ihr Haushaltsloch in den kommenden Jahren schließen will. Das Defizit ist durch die weltweite Finanzkrise und durch zurückgehende Zuschüsse von Bund und Land entstanden. Für Münster ist es daher eine folgerichtige Entscheidung, dass auch der ASR als städtisches Unternehmen seinen Anteil zum Sparkurs bringt.
Gestern ist die Belegschaft über die Pläne für das Unternehmen informiert worden. Mit insgesamt 52 Einzelmaßnahmen will der Betrieb mit Sitz an der Blankenburgstraße das von der Stadt gesteckte Ziel erreichen und ab 2011 rund 270.000 Euro jährlich streichen. "Um das zu schaffen, sind im Betrieb selbst Einsparungen von einer Million Euro nötig. Sparpotenzial sieht die Stadtverwaltung bei der Straßen-, Gully- und Papierkorbreinigung", sagte Gerold Münster der "Freien Presse". "Bei der Straßenreinigung sollen wir zehn Prozent der Kosten sparen, das sind 110.000Euro jährlich, bei den Gullys 20Prozent, also 120.000 Euro, bei der Säuberung der Papierkörbe 17Prozent, das sind 40.000 Euro."
Das Geld durch weitere Gebührenerhöhungen von den Bürgern der Stadt zu holen, komme nicht infrage, beteuerte Münster. Das Konsolidierungskonzept sehe vielmehr eine Umstrukturierung des gesamten Unternehmens vor.
"Ziel ist", so formuliert es Münster, "Betriebs- und Verwaltungsabläufe zu straffen sowie Mensch und Technik möglichst effektiv einzusetzen." So denke man nicht nur darüber nach, Abteilungen zusammenzulegen. Mitarbeiter sollen auch in andere Bereiche versetzt und frei werdende Stellen nicht wieder besetzt werden. "Eine Mitarbeiterin überwacht Insolvenzfälle, um offene Zahlungen später eintreiben zu können", nennt er ein Beispiel. "Wenn sie uns altersbedingt verlässt, werden wir die Stelle nicht mehr besetzen." Damit müsse man aber auch Zahlungsausfälle in Kauf nehmen. Wenn nur noch einer von derzeit zwei Beschäftigten die Papierkörbe leere, dann, so der Betriebsleiter, könnte das spürbar werden.
"Unser Grundsatz war stets, keine Leistungen an die tariflose Tochter abzugeben. Heute ist das anders."
Gerold Münster Leiter des Abfallentsorgungs- und Stadtreinigungsbetriebes ASR

Aus der Stadtreinigung soll die Besatzung eines Fahrzeugs, das sind zwei Mitarbeiter, in die Abfallwirtschaft wechseln. Das könnte laut Münster Lücken in den Reinigungsplan reißen. "So könnte es krankheitsbedingt zu Ausfällen auf Touren kommen. Passiert das oft, droht Gebührenausfall." Durch eine bessere Auslastung und die Überprüfung der Wartungsintervalle von Maschinen bemühe man sich, dem entgegenzuwirken.
Mit der Umstellung der Sperrmüllentsorgung auf das Anruf- und Abholsystem ab 2012 könnten 10 der 18 Mitarbeiter in dem Bereich an anderen Stellen eingesetzt werden. Vorerst plane das 300-Mitarbeiter-Unternehmen allerdings nur eine Entlassung, so Münster. Worum es sich handelt, wollte er noch nicht sagen. Vorgesehen sind auch Auslagerungen von Leistungen: So sollen die Aufträge für die Gebäudereinigung und der Sicherheits-, Telefon- und Verkaufsdienst an der Pforte öffentlich ausgeschrieben werden. Die knapp zehn Mitarbeiter sollten zu dem zu verpflichtenden Dienstleister wechseln. Falls sie nicht zustimmen, könne auch die Kündigung drohen.
Doch das neue Personalkonzept geht noch weiter. Zwar bekennt sich der Betriebsleiter für sein Unternehmen weiterhin zur Tarifbindung: "Arbeitnehmer sind für einen Dienstleister wie uns das größte Kapital", sagte Münster. "Sie haben ein Recht auf ordentliche Entlohnung für ihre Arbeit." Um Personalkosten zu sparen, könnte nach Münsters Worten Neueinstellungen allerdings künftig die nicht tarifgebundene Stadt-Tochter Wetrac übernehmen. Damit vollzieht der ASR-Chef einen Paradigmenwechsel, wie er einräumt: "Unser Grundsatz war stets, keine Leistungen an die tariflose Tochter abzugeben. Heute ist das anders. Wir müssen sparen."
Um die notwendige Genehmigung der Vorschläge bemühe man sich bei der Personalvertretung ebenso wie bei der Bundesarbeitsagentur und beim Stadtrat. Alternativen zu den vorgeschlagenen Maßnahmen gebe es auf jeden Fall, unterstrich Münster. Der Sparkurs selbst sei alternativlos: "Um die Ziele zu erreichen, müssten wir sonst beispielsweise über Einkommensnachlässe verhandeln." Vorerst schlage man stattdessen vor, die Löhne künftig einen halben Monat später zu zahlen: "Das bringt uns einmalig 4000 Euro."
Bei Continental brummt es wieder

Der Automobilzulieferer will schon in diesem Jahr wieder schwarze Zahlen schreiben. Ein Grund: Die weltweit anziehenden
Autoverkäufe.
HannoverDer Autozulieferer Continental, der auch Produktionsstätten in Limbach-Oberfrohna und Stollberg betreibt, hat im vergangenen dritten Quartal von der überraschend schnellen Erholung der Branche profitiert und unerwartet starke Zahlen verbucht. Die Anfang Juli zum zweiten Mal erhöhte Prognose für das laufende Jahr ist damit schon wieder hinfällig. Conti kehre "schrittweise zu früherer Stärke zurück", sagte Konzernchef Elmar Degenhart gestern in Hannover.
Weltweit anziehende Autoverkäufe, ein starkes Reifengeschäft und der strikte Sparkurs haben dem MDAX-Konzern von Juli bis Ende September unter dem Strich einen Gewinn von 14 Millionen Euro beschert. Im Vorjahreszeitraum war noch ein Verlust von mehr als 1 Milliarde Euro angefallen. Der Umsatz stieg von Juli bis Ende September auf 6,5 Milliarden Euro an, gut ein Fünftel mehr als im schwachen Vorjahreszeitraum. Gestiegene Rohstoffkosten vor allem für Naturkautschuk, die Schließung der Lkw-Reifenproduktion in Hannover, weitere Abschreibungen auf den Kaufpreis der einstigen Siemens VDO sowie hohe Zinsen für Kredite und Anleihen dürften Conti zwar weiter belasten. Für das Gesamtjahr 2010 rechnet Conti dennoch mit Einnahmen von mehr als 25 Milliarden Euro, zwei Milliarden Euro mehr als bislang erwartet. Auch unter dem Strich sollen nach zwei Jahren mit Milliardenverlusten wieder schwarze Zahlen stehen.
Nach neun Monaten dieses Jahres beträgt das Nettoergebnis den Angaben zufolge 363 Millionen Euro. Ein Unternehmenssprecher führte den geringen Zuwachs im dritten Quartal auf höhere Steuerzahlungen zurück. Die Steuerquote des Konzern habe im dritten Quartal bei 50 Prozent gelegen. Bislang habe sie sich um 25 Prozent bewegt. Grund für den Anstieg der Quote sei die Tatsache, dass die steuerlich absetzbaren Belastungen durch Zinszahlungen angefallen seien. Erfolge konnten die Hannoveraner beim Schuldenabbau vermelden. Conti stand durch den VDO-Kauf Ende des Jahres 2009 mit knapp 8,9 Milliarden Euro bei den Geldgebern in der Kreide. Die Erlöse aus der Kapitalerhöhung im Januar von gut einer Milliarde Euro und Anleihen im Wert von drei Milliarden Euro nutzte das Unternehmen, um bis Ende September den Schuldenberg auf 8,1 Milliarden Euro abzuschmelzen. Conti kündigte darüber hinaus an, seine Reifenproduktion in Brasilien ausbauen zu wollen. (dapd)
Sparkonzept
Arbeiterwohlfahrt schreibt Stadträten

Die Kürzungen im Sozialbereich, die im so genannten Entwicklungs- und Konsolidierungskonzept der Chemnitzer Stadtverwaltung vorgesehen sind, sollten infrage gestellt werden. Dazu ruft der Kreisverband Chemnitz und Umgebung der Arbeiterwohlfahrt (Awo) alle Stadträte in einem offenen Brief auf, der von den Teilnehmern der Awo-Kreiskonferenz verabschiedet wurde. Gleichzeitig bietet der Kreisverband Unterstützung beim Finden von Einsparmöglichkeiten an, die nicht zulasten besonders hilfebedürftiger Menschen gehen. (MIB)
